
Die „Niebüller Erklä-
rung" der SPD Nord-
friesland

Reimer Kay HolanderAm 24.Januar 1982verabschiedetedie SPDNordfriesland auf
einem Außerordentlichen Kreisparteitag inNiebüll die „Nie-
büller Erklärung", inder sie ihre Auffassung von der Stellung
der Friesen inNordfriesland formuliert hat. Sie hat damit ein
Dokument sozialdemokratischen Geistes in die Politik einge-
führt, das,so konsequent es diesem Geist entspricht,dochallen
traditionellenDenkkategorien sozialdemokratischer Program-
matik zuwidersprechen scheint.

Die Haltung der deut-
schen Sozialdemokra-
ten zurFrage dernatio-
nalen Minderheiten

Seit ihren Anfängen undauf Jahrzehntehinaus ist dieHaltung
der deutschen Sozialdemokraten zur nationalen Frage be-
stimmt durch die Vorstellung eines „zentralisiertendeutschen
Volksstaates", der jedoch auch nur der .Anfang des solida-
rischen europäischen Staates" sein sollte. So ist es schon im
Leipziger Programm-Entwurf des Allgemeinen DeutschenAr-
beitervereins von 18661 zu lesen.

„InErwägung,...daß die Emanzipation der Arbeiter weder
ein lokales, noch ein nationales, sondern ein soziales Pro-
blem... ist, welches alle Länderumfaßt, in denen es moderne
Gesellschaft gibt,

"

beschließt zwei Jahrespäterder fünfte deutsche Arbeiterver-
einstag inNürnberg

,seinenAnschluß anBestrebungen desInternationalenArbei-
terassoziation".

Mitdiesen Aussagen wirddie Grundhaltungklar bezeichnet:
Bezugsgröße als Nahziel ist der kleindeutsche Nationalstaat,
wieer sich in jenenJahrenschonkonkret abzeichnete-das alte
Reich war tot, Österreich vom Deutschen Bund abgetrennt,
und dieser selber in kurzer Zeit durch das „zweite Reich"
Bismarcks ersetzt. Fernziel aber nach der Einheit des deut-
schen Volkes ist die Einheit aller VölkerEuropas.

Gleichepolitische Rechte undFreiheitenohne Ansehen „des
Standes, des Besitzes, der Geburt und Konfession" postuliert
dasEisenacherProgrammder SozialdemokratischenArbeiter-
partei1869. Ähnlich stehtes imErfurter Programmder Sozial-
demokratischenParteiDeutschlands von1891;hier wirdhinzu-
gefügt, daß die SPD „jede Artder Ausbeutung und Unterdrük-
kung (bekämpft), richte sie sich gegen eineKlasse, einePartei,
ein Geschlecht odereineRasse". Aufdem Heidelberger Partei-
tag 1925 wird dieser Aufzählung noch der Passus „gegen ein
Volk" vorangestellt - ist damit das deutsche Volk nach „Ver-
sailles" gemeint?

AberauchsolcheFormulierung, wie immer sie gemeint war,
kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß beider Konzipierung
aller dieserProgramme niean einKollektivrecht für bestimmte
Gruppen gedacht ist, sondernimmer nur an Individualrechte,
Rechte für denEinzelnen,die diesem nicht wegen,sondern im
Gegenteil ungeachtet seiner besonderen Gruppenzugehörig-
keit zustehen. Insbesondere deutet nichts darauf hin, daß die
deutschen Sozialdemokraten die Existenz vonMillionenMen-
schen mitnichtdeutscherMuttersprache innerhalb der Reichs-
grenzen,also deutscherStaatsbürger mit nichtdeutscherVolks-

1Hierzu undzum folgendenvgl. „Pro-
gramme der deutschen Sozialdemo-
kratie". Hrsg. Bundessekretariatder
Jungsozialisten. Hannover1963.

Schleswig-Holsteinheute
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Zugehörigkeit,alseinpolitischesProblemzurKenntnisgenom-
men hätten - allenfalls noch die der Außengruppen 2 wieDä-
nen, Franzosen, Litauer oder Polen, die unter Umständen
außenpolitische Komplikationen haben könnte, aber gewiß
nicht dieder Eigengruppen, d.h.der Friesen, Kaschubenund
Sorben,bei denenderartige Schwierigkeitennicht zugewärti-
genwaren. IndiesemPunkt unterscheidet sichdieHaltungder
deutschen Sozialdemokraten trotz der stets betontenInterna-
tionalitätund der AblehnungallerchauvinistischenTendenzen
weder im Kaiserreich noch in der ersten Republik von der
Auffassunganderer deutscherParteien.

Auch als indenJahren nachdem Ersten Weltkrieg diePro-
bleme und Rechte nationaler Minderheiten ein wesentliches
Thema der internationalen politischen Diskussion in Europa
werden und eine nordfriesische Minderheit in Schleswig-Hol-
steinerstmalssich alssolche artikuliert,ist dieHaltung sowohl
der Reichsregierungals auchder preußischen Regierungunter
dem sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Braun grund-
sätzlichablehnend.Einige Zugeständnisse aufdemGebietder
friesischen Sprachpflege inden Schulen werden eingestande-
nermaßen aus rein taktischenErwägungen gemacht.

Noch nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich an dieser grund-
sätzlichen Einstellung bzw. an der Verkennung oder Nicht-
Anerkennung des Problems als solchem nicht viel geändert.
Zwar sichert die Erklärung der Sozialistischen Internationale
(Frankfurt am Main 1951), die auch die SPD sich zueigen
macht, nicht nur „Gleichheit allerStaatsbürger vordem Gesetz
ohneRücksicht aufGeburt, Geschlecht, Glauben, Sprache oder
Rasse"zu,sondernauch „denGruppenmit eigener Sprachedas
Rechtaufkulturelle Autonomie".Aber wederdas Aktionspro-
gramm der SPD (Dortmund 1952/Berlin 1954), noch ihr
Grundsatzprogramm (Godesberg1959) nehmendaraufBezug.
Die Existenz eines friesischen Bevölkerungsteils mit eigener
Muttersprache in Schleswig-Holstein und Niedersachsen (Sa-
terland) bleibt den Verfassern dieser Programme unbekannt
oder wird von ihnen nicht beachtet.

Hingegen hattediesozialdemokratischeschleswig-holsteini-
scheLandesregierung (KabinettDickmann)schon inder „Kie-
lerErklärung" vom 26.September 19494,mit derderdänischen
Minderheit imLande bestimmte Rechte zugesagtbzw. bestä-
tigt werden, im Abschnitt IV ausdrücklich erklärt: „Die hier
aufgestellten Grundsätzegelten sinngemäß auch für die friesi-
scheBevölkerunginSchleswig-Holstein. "DieLandesregierung
hat damit,dasist das bemerkenswertNeue, alsersteRegierung
in einempolitischen Zusammenhang aufdieExistenz derFrie-
senpositiv Bezuggenommen,auch wenn irgendwelche prakti-
schen Folgen sich darausnicht ergaben.

Mit den Bonn-Kopenhagener Minderheiten-Erklärungen
vom 29. März 1955 war die „Kieler Erklärung" nach Ansicht
der Landesregierung „überholt"; durchBeschluß desLandtags
am 13. September 1955 wurde sie als „gegenstandslos" aufge-
hoben. Damit istallerdings auch dieFriesen-Klausel fortgefal-
len, da die Erklärungen von 1955 sich nur auf die deutsche

2 Zu den Begriffen „Außengruppe"
und „Eigengruppe" vgl. Heinz Kloss,
„Grundfragender Ethnopolitik im 20.
Jahrhundert", Wien/Stuttgart 1969,
5.62.

Vgl. Thomas Stecnscn, „Die friesi-
sche Bewegung in Nordfriesland im
19. und 20. Jahrhundert". Neumün-
ster 1986. S.3l3ff.
4 Wortlaut in: „QuellenzurGeschichte
Schleswig-Holsteins", Teil III: Von
1920 bis zur staatlichen Neuordnung
nachdemzweitenWeltkrieg. Hrsg. In-
stitut für RegionaleForschungundIn-
formation im Deutschen Grenzverein
c.V. und Landesinstitut Schleswig-
Holstein für Praxis und Theorie der
Schule. Kiel 1982,S. 244 ff.
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Minderheit inDänemark und die dänischeMinderheit in der
Bundesrepublik beziehen -und auch nurbeziehen konnten.5

5 Vgl. Wilfried Lagler, „Die Minder-
heitenpolitik der schleswig-holsteini-
schen Landesregierung während des
Kabinetts v. Hassel (1954-1963)".
Neumünster 1982. S. 115f. Laglers
AuffassungeninderFriesenfragekön-
nenhier nicht diskutiert werden; vgl.
hierzuu.a.seinen Aufsatz „Zwischen
Kieler und Bonner Erklärung. Zur
Stellungder Nordfriesenim schleswig-
holsteinischen Minderheitenrecht".
In: „NordfriesischesJahrbuch", N.F.,
Bd.18/19 (1982/83),S. 47 ff.,sowiedie
anschließende Auseinandersetzung
mit Dirk Willkommen in „Nordfriesi-
sches Jahrbuch",NF,Bd.21 (1985),
S.273ff.

Zur Vorgeschichte der
„Niebüller Erklärung"

Es ist wohl müßig, darüber zu reflektieren, ob die „Kieler
Erklärung" der schleswig-holsteinischen Landesregierung das
Ende oder den Anfang einer Entwicklung bezeichnet. Tatsa-
che ist, daß die Minderheiten-Diskussion in Westeuropa seit
jenen Tagen eine neue Qualität gewonnen hat. Sowohl der
Europarat als auch dasEuropäischeParlament haben sichmit
dieserProblematik befaßt undhabensich 1981inabschließen-
denErklärungen jeweilsdazu geäußert 6,ohnedaß das Thema
damit erschöpft wäre. Allenthalben in den westeuropäischen
Staaten ist dieLage derethnischenMinderheitendeutlichbes-
ser geworden.Das gilt auch für dieNordfriesen. Insbesondere
hat hier derseit denzwanziger Jahren andauernde Streitzwi-
schen der Gruppe der „nationalenFriesen",die sich als natio-
nale Minderheit verstehen, und dem auf die „Bohmstedter
Richtlinien" von1926 („WirNordfriesen sind deutschgesinnt")
eingeschworenen Nordfriesischen Verein für Heimatkunde
und Heimatliebe7 einer differenzierteren Betrachtungsweise
des Problems sowie gemeinsamen Aktivitäten und Initiativen
zugunstender NordfriesenPlatz gemacht. Vor diesemHinter-
grund sind einige Aktivitäten nordfriesischer Sozialdemokra-
ten seit 1979 zu sehen, die u.a. in die Verabschiedung der
„Niebüller Erklärung" mündeten. 8

Das auslösendeEreignis dazu war die Zusage von Bundes-
kanzlerHelmut Schmidt zueinemBesuchbeidenNordfriesen,
die er dem Vorsitzendender „Foriining for nationaleFriiske"
im Dezember 1978 - anläßlich eines Besuches bei der däni-
schenMinderheit inFlensburg-gegebenhatte. Allerdings war
diese Zusage inUnkenntnis der nordfriesischen Verhältnisse
gemacht worden; wederdie Existenz mehrerer nordfriesischer
Gruppen, nochderensehr unterschiedlichepolitische Position
war dem Bundeskanzler zu diesem Zeitpunkt bekannt. Die
Besuchszusage wurde denn auch sofort in Schleswig-Holstein
kritisch kommentiert. ImInteressesowohlder Nordfriesenals
auchdesBundeskanzlers hat der Verfasser dieseninzweiMe-
moranden mit der nordfriesischen Problematik vertraut ge-
macht. So galt der Besuch, der am 23. August 1979 in der
Gastwirtschaft Bongsiel stattfand, denn auch allen nordfriesi-
schen Vereinen und Einrichtungen, die Gelegenheit hatten,
ihre jeweiligen Positionen und Auffassungen darzulegen. Es
war im übrigen der erste Besuch, den jemals ein deutscher
Regierungschef denNordfriesen abgestattet hat.

DiesesEreignis hat denVerfasser veranlaßt, ineiner Akten-
notiz für seine Kollegen in der Kreistagsfraktion der SPD
Nordfriesland einige Gedankenzur friesischenPolitik und zur
Politik der SPD inNordfriesland vorzulegen. InderFolge fand
sich, vorwiegend aus Mitgliedern derFraktion, eine Arbeits-
gruppe„FriesischeAngelegenheiten" zusammen, dieorganisa-
torisch als Arbeitsgruppe des Arbeitskreises „Kultur" der
Kreistagsfraktion eingebunden wurde.In vielenBesuchen bei

6 Vgl. Thomas Steensen, „Volksgrup-
pen und Regionalsprachen aus euro-
päischer Sicht". In: „Nordfriesland"
63/64-16.Band / 3.und4. Heft (No-
vember 1982). S.111ff. Mit dem
WortlautderbeidenEntschließungen.'

Vgl. hierzu Steensen, a. a.O.
Anm.3.
8 Zum folgenden vgl. die Dokumenta-
tion „Sozialdemokraten in den Fries-
landen". Bericht und Memorandum
betr.: „Friesische Angelegenheiten"
an den Kreisvorstandder SPD Nord-
friesland vorgelegt von Heinz-Georg
Boysen,GiselaChristian,ReimerKay
Holander und Harms-Joachim Ku-
chenbecker. Bredstedt und Garding
1982.
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nordfriesischen Verbänden und Institutionen, in Gesprächen
sowie durch Informationsbesuche in Ost- und Westfriesland
und aufHelgolandhatsichdieArbeitsgruppe mit der nordfrie-
sischenundinterfriesischenProblematik vertraut gemacht und
in dieser Hinsicht die politische Arbeit der Kreistagsfraktion
bis 1983 gefördert.

AufdemLandesparteitag 1981inFlensburghatte dieschles-
wig-holsteinische SPD ihre grundsätzliche Haltung zum
deutsch-dänischen Verhältnis und zur Minderheitenpolitik im
Grenzland Schleswig inder „Flensburger Erklärung" vom 26.
September1981bekräftigt.Daes sich alsunzweckmäßig erwie-
senhatte, auch dieNordfriesen indieserErklärung zuberück-
sichtigen, kam die Arbeitsgruppe „Friesische Angelegenhei-
ten" überein, daß seitens der nordfriesischen Sozialdemokra-
ten eine eigene, in der Tendenzähnliche Erklärung inBezug
aufdie friesischeBevölkerungsgruppe inNordfriesland abge-
geben werden sollte.EinEntwurf des Verfassers wurde inder
Arbeitsgruppe und mit Mitgliedern der Kreistagsfraktion dis-
kutiert und indie endgültige Fassung gebracht,um auf einem
demnächststattfindendenKreisparteitagvorgelegt zuwerden.
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Die „Niebüller Erklä-
rung"

Aufdem Außerordentlichen Parteitag des SPD-Kreisverban-
desNordfriesland am24.Januar1982inNiebüll hat der Vorsit-
zende der Kreistagsfraktion, Harms-Joachim Kuchenbecker,
Bredstedt,die „Erklärung" erläutert und zur Annahme emp-
fohlen.

In seinem Referat wies Kuchenbecker darauf hin, daß im
KreisNordfrieslanddreiKulturen,drei Sprachen,drei Völker
neben-undmiteinanderlebten:Deutsche,DänenundFriesen.
Mitdieser Vielfalt seidem Landeingroßer Reichtum gegeben,
die Vielfalt müsse allerdings auch gepflegt werden. Er erin-
nertedaran,daß dieFriesendie einzige Bevölkerungsgruppein
der Bundesrepublik mit einer nichtdeutschen Muttersprache
seien, einer Sprache, die auch nicht als Nationalsprache in
einemNachbarstaat gesprochen werde, an dem sieeine Stütze
habenkönnte.Darauserwachse dem LandSchleswig-Holstein
und der Bundesrepublik eine besondere Verpflichtung. Zwei
Erkenntnisse,die ausder Tätigkeit der Arbeitsgruppe „Friesi-
sche Angelegenheiten" erwachsen seien, müßten künftig so-
zialdemokratische Politik inNordfrieslandmitbestimmen:
1. Die Probleme der Friesen inNordfriesland berühren nicht

nur Fragen speziell derKulturpolitik, sondern sie gehören
in einengesamtpolitischen Rahmen.

2. Der seit Jahrzehnten andauernde nationalpolitische Zwie-
spalt, der die Friesen in ein deutsches und ein dänisches
Lager zu zwingen scheint, gefährdet nicht nur die Zukunft
derFriesen selber,sonderner ist eine politische Gefahr für
die gesamte Gesellschaft.

Die vom Parteitag mit großer Mehrheit angenommeneEr-
klärung hat folgenden Wortlaut:

„DieSPDNordfriesland- inKenntnisdesseitsechsJahrzehntenbestehenden Zwiespalts
zwischen den verschiedenen friesischen Gruppen in Nord-
friesland- indem Wunsch, zurÜberwindung dieses ZwiespaltsimInter-
esse allerNordfriesen beizutragen- und unter Berufung aufdie Gemeinschaftscharta der Regio-
nalsprachen und -kulturen und der Charta der Rechte der
ethnischenMinderheiten des Europäischen Parlaments vom
16. Oktober1981

erklärt ihre Auffassung von der Stellung der Friesen inNord-
friesland in der folgenden

„Niebüller Erklärung"
1. DieFriesen im KreisNordfriesland und aufHelgolandsind

einedurcheigene Herkunft, Sprache, GeschichteundKultur
gekennzeichnete Bevölkerungsgruppe im Lande Schleswig-
Holstein. Mit den Ostfriesen im Lande Niedersachsen und
mit denFriesen in denNiederlanden sind sie durch histori-
scheund aktuelle Beziehungen verbunden.

2. Wir stellenfest, daß das Bekenntnis alsFriese freiund durch
dasGrundgesetz derBundesrepublik Deutschlandgeschützt
ist. Esmuß nichtnachgewiesen, undes darfnicht überprüft
werden. Dabei ist ohne Bedeutung, auf Grund welcher der
oben genannten Faktoren der Einzelne seine Identität als
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Friese begründet und wie ersichparteipolitisch und vereins-
mäßig bindet.

3. Wir erkennenan, daß dieFriesenalsGruppeeinLebensrecht
imRahmen der Gesamtgesellschaft haben. Wo dieseGruppe
in ihrer Identität bedroht ist, verdient sie den Schutz der
gesamten Gesellschaft durch ideelle und materielle Förde-
rung ihrer kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Be-
lange.

"

DieReaktionder Nordfriesenaufdie „Niebüller Erklärung"
war unterschiedlich, wie es angesichts der differierenden Auf-
fassungen und Interessen nicht anders sein konnte. Solche
Organisationen und Personen,die auf eineÜberwindung der
innerfriesischen Differenzen eingestellt sind, habendieErklä-
rungdurchweg begrüßt, so die leitendenGremien des Vereins
NordfriesischesInstitut wie auch der Vorsitzende der Sektion
NordfrieslanddesFriesenrates. Dieserwiesbezugnehmend auf
dendrittenSatzderErklärungdaraufhin,daß dieNordfriesen
den Schutz der gesamten Gesellschaft nicht nur „verdienen",
sondern,ganz im Sinneder Charta der Rechte der ethnischen
Minderheiten des Europäischen Parlaments,einen Anspruch
darauf haben. Auch in Westfriesland wurde die Erklärung

.Wenn mandurch Europarebt.merkt
man,daß bei unsnochetwasfehlt. Wir
sollten alle mit offenen Augen reben
undetwas lernen-unddann, wenn wir
nachHause kommen, auch einmalet-
wasändern. Warum nicht?"

Huaram ei? Warumnicht?-Sofragt
Jakob Tholund, Oberstudiendirektor
am Gymnasium in Wyk auf Föhr, in
seinem Artikelin den HusumerNach-
richten (Nordfriesbche Nachrichten)
vom20. Januar1988. Zurückgekehrt
von einer Rebe nach Westfriesland
erinnert er seine nordfriesbchen
Landsleute daran, daß bei unseren
westfriesbchen Freunden alle Orts-
schilder zwebprachig sind - friesbch
undholländbch.

Was man in Westfriesland erlebt,
schreibter weiter,kannman überall in
Europasehen: Wo zweiSprachen ge-
sprochen werden, sind auch die Orts-
schilder am Eingang der Dörfer und
Städte in zwei Sprachen beschriftet.
Und wie siehtes beiunsaus? Einige
Dörferhaben friesbche Straßennamen-unddaskönnenruhig nochmehrwer-
den. Aber die Ortsschilder sind nur
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aufmerksam registriert und als ein „politischer Durchbruchfür
dieNordfriesen" gewertet.

Beidennordfriesischen Vereinen,sowohlbeidennationalen
Friesen, als auch im Nordfriesischen Verein für Heimatkunde
und Heimatliebe, wurde die Erklärung eher zurückhaltend,
wenn auch nicht unbedingt ablehnend aufgenommen. Neben
demauchöffentlichgeäußerten Verdacht,daß es sichdabeinur
um ein wahltaktisches Manöver der SPD handele, kam hier
eine Verunsicherung zum Ausdruck, daß die bisher vertrete-
nenund jeweils imeigenen Kreiszumindest mehrheitlichnicht
infragegestellten Positionen doch diskussionswürdig werden
könnten.

deutsch. Warum sollen wir das nicht
ändern? Wenn wir etwas für unsere
friesische Sprache tun wollen, dann
müssen wir auch dafür sorgen, daß je-
dersehen kann: InNordfriesland wer-
den zwei Sprachen gesprochen-Frie-
sischundDeutsch.

Jakob Tholunds Artikel ist in „Fe-
ring", dem Föhringer Dialekt des
Nordfriesischen geschrieben. Die
nordfriesischen Dialektebilden zusam-
menmitdem ostfriesischen Dialektdes
Saterlandes in Oldenburg sowie dem
Westfriesischen in den Niederlanden
den friesischen Teil des anglo-friesi-
schen Zweiges der westgermanischen
Sprachen. Währenddas Westfriesische
eine vollentwickelteKulturspracheist,
sind die nordfriesischen Dialekte und
das Saterfriesische Umgangssprachen
mit wenig entwickelter Schriftkultur.
Nordfriesisch wirdheuteinsechs Dia-
lektenaufSylt, Föhr,AmrumundHel-
goland sowie aufdem nordfriesischen
FestlandnördlichvonBredstedt vonet-
wa 10000 Menschen gebraucht und
von einer größeren Zahl verstanden.
Eine die Dialekte übergreifende nord-
friesische Hochsprache gibt es nicht.
Mehrere Organisationen und Institu-
tionenarbeiteninNordfriesland dafür,
mitdereigenen Spracheauch die ethni-
scheEigenart derNordfriesen zuerhal-
ten und zustärken. IndenSchulen des
friesischen Sprachgebietes wird friesi-
scher Unterrichterteilt.

SchlußbetrachtungDie „Niebüller Erklärung" von 1982 und die „Flensburger
Erklärung" von 1981 wie schon zuvor die „Kieler Erklärung"
von 1949könnenals Indizgewertet werden,daß die Sozialde-
mokraten inSchleswig-Holstein nach dem Zweiten Weltkrieg
begonnen haben,sichmit dennationalpolitischen Gegebenhei-
tendesschleswigschen Grenzlandes auseinanderzusetzen. Daß
dieser Prozeß ein langsamer ist,darfangesichts der traditionel-
lenHaltung der deutschenSozialdemokraten zu Fragen natio-
naler Minderheiten, wie sie eingangs skizziert wurde, nicht
überraschen. Andererseits kann kein Zweifel sein, daß die
veränderteHaltung sichauf wesentliche,seit jeher vonSozial-
demokraten vertretene Positionen stützt: auf denKampf für
die allgemeinen Menschenrechte,aufdas Eintreten insbeson-
dere für schwache und unterdrückte Gruppen, nicht zuletzt
auch auf einen Internationalismus,der die Rechtsgleichheit
aller Völkerstillschweigendoder ausdrücklich voraussetzt.

Neu ist jedoch eine beginnende kritische Überprüfung des
Nationenbegriffes, die imkonkreten Fall einen -ohnehin im-
mernur fiktiven-deutschenNationalstaateinmal infrage stel-
len kann, generell aber zu der Erkenntnis führen sollte, daß
Staatund Volk nicht unbedingt deckungsgleiche Größen sein
müssen, ja inder Regel auchgar nichtsind.Die Anerkennung
dieses Sachverhalteswird dannauchdie Schaffung angemesse-
nerstaatsrechtlicher Normenzur Folge haben,die das Zusam-
menleben verschiedener Völker ineinem Staatsverband unter
Anerkennung der Rechte aller ermöglichen. Die „Niebüller
Erklärung" der nordfriesischen Sozialdemokraten war ein
wichtiger Schritt indiese Richtung.
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